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Gutachten empfiehlt JA zur LSVA MITTWOCH 

Feier für 
Liechtensteins 
Olympiateam 

Regierung veröffentlicht Studie über die Wirkungen einer möglichen Einführung der LSVA 

ALLGEMEIN: Im Olympi­
schen Dorf erfolgte gestern 
Dienstag die offizielle Will­
kommensfeier für das Liech­
tensteiner Olympiateam. Ge­
meinsam mit Liechtenstein 
wurden die Teams von 
Uganda, Tadschikstan, den 
Fiji-Inseln und den Komo­
ren-Inseln begrüsst. Die 
bunte Zeremonie wurde mu­
sikalisch umrahmt von rund 
30 Schülern der Harbord 
Public School in Sydney, 
die mit ihrem speziell ein­
studierten Song «G'day» 
begeisterten. Seite 15 

Jugendtreffs In 
Liechtenstein 

Auf der Jugendseite startet 
eine neue Volksblatt-Serie. 
Ab heute gibt es jede Woche 
Hintergrundinfos und viele 
interessante Facts zu einem 
der insgesamt neun Jugend­
treffs in Liechtenstein. 
Heute präsentiert sich das 
Jugendcafe Camäleon in 
Vaduz. Kino und Städterei­
sen gehören dort genauso 
zum Actionprogramm wie 
Problembesprechung und 
Präventionsarbeit. Seite 21 

Gegen Steuer-
Ermässigung 
BERLIN: Die deutsche 
Regierung lehnt Steuer-Er­
mässigungen wegen der 
hohen Benzin- und Diesel­
preise ab. Zum Auftakt der 
Etat-Debatte im Parlament 
sagte Finanzminister Hans 
Eichel, dies sei kein Mittel 
gegen die «Preistreiberei der 
OPEC». Seite 2 5  

•Tote und Vermisste 
nach Unwetter 
TOKIO: Durch heftige Regen­
stürme nach einem Taifun 
sind in Zentraljapan mindes­
tens sechs Menschen umge­
kommen^ Mehrere Menschen 
wurden am Dienstag noch 
vermisst, etliche bei Unfällen 
verletzt Letzte Seite 

Die Einführung einer leis­
tungsabhängigen Schwer­
verkehrsabgabe (LSVA) in 
Liechtenstein kann, so das 
Ergebnis einer gestern von 
der Regierung veröffent­
lichten Studie, empfohlen 
werden. Die Abwägung der 
Vor- und Nachteile spreche 
«relativ eindeutig» für eine 
Einführung im Gleich­
schritt mit der Schweiz. 

Manfred öhri 

Das Gutachten wurde im Auf­
trag der Regierung von Univ.-
Prof. Manfried Gantner vom In­
stitut für Finanzwissenschaft an 
der Universität Innsbruck ver-
fasst, der bereits 1999 seine am 
Liechtenstein-Institut in Ben-
dem erstellte Arbeit über die 
«Öffentliche Aufgabenerfüllung 
im Kleinstaat. Das Beispiel Fürs­
tentum Liechtenstein» publiziert 
hatte. Seit 1998 ist er zu­
dem Mitglied im Wissenschaftli­
chen Rat des Instituts. Gestern 
Nachmittag gaben Regierungs-
chef-Stellvertreter Michael Ritter 
und der Leiter des Amtes für 
Volkswirtschaft, Hubert Büchel, 
die Ergebnisse der Studie be­
kannt. 

Klare Empfehlung 
Die zusammenfassende Ein­

schätzung der Gutachter - ne­
ben Prof. Gantner wirkten auch 
dte beiden Innsbrucker Instituts­
mitarbeiter Alexander Boor und 
Martin Kocher mit - fällt relativ 
eindeutig aus: Würde man auf­
grund der finanzpolitischen Si­
tuation in Liechtenstein die Ein­
fuhrung einer zusätzlichen Ab-

Ein Gutachten der Universität Innsbruck empfehl t  die Einführung der leistungsabhängigen Schwer­
verkehrsabgabe in Liechtenstein. (Archivbild) 

gäbe prinzipiell noch sehr kri­
tisch bewerten müssen, so 
scheine im Falle der LSVA «alles 
andere als eine Empfehlung für 
die Einfuhrung unseriös». Diese 
Schlussfolgerung basiere auf 
der Tatsache, heisst es in der 
Studie, dass die direkten und die 
externen Kosten einer etwaigen 
Entscheidung, die LSVA trotz 
der Schweizer Festlegung nicht 
einzuführen^ sehr hoch wären 
und es keinen vernünftigen 
Grund gebe, diese Kosten in 
Kauf zu nehmen. Auch eine 
Adaptierung der Schweizer 
Regelungen (z. B. andere Kilo­
metersätze, andere Ausnahmen 

etc.) sollte gemäss Gutachten 
deswegen nicht ins Auge gefasst 
werden, weil sie in der Regel ho­
he Kosten verursachen würde. 

Vorteile überwiegen 
Zu den wichtigsten Argumen­

ten für die Einführung der LSVA 
zählen der Studie zufolge die 
Verwirklichung des Verursa­
cherprinzips, die Erhöhung der 
Verkehrseffizienz, die Vermin­
derung der Lärm- und Emissi­
onsbelastung, der Anreiz zur 
Verwendung umweltfreundli­
cher Technologien im Schwer­
verkehr und die Möglichkeit, die 
LSVA-Einnahmen zur Verbesse­

rung der Verkehrssicherheit und 
zum Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs heranzuziehen. Darü­
ber hinaus zeige sich deutlich, 
hiess es gestern an der Presse­
konferenz, dass ein Abseits-Ste-
hen Liechtensteins kontrapro­
duktiv wäre, weil ein Grossteil 
der in der Studie angeführten 
Nachteile für unser Land bei ei­
ner Einführung der LSVA in der 
Schweiz «auf jeden Fall wirksam 
würde». Die nachteiligen Effekte 
der LSVA auf  das Transportge­
werbe, die Beschäftigung, die 
Preise und die Bürokratiebelas­
tung würden von den Vorteilen 
klar überwogen. 

Nach Meinung der Gutachter 
müssten im Falle einer Ableh­
nung der LSVA wahrscheinlich 
Kontrollstellen an  der Grenze 
zur Schweiz errichtet werden. 
Damit würde laut Bericht nicht 
nur der freie Warenverkehr in 
der Zollunion massgeblich be­
hindert, sondern auch die Ursa­
che für eine Reihe von negati­
ven externen Effekten geschaf­
fen (Zerstörung der Landschaft, 
Staus etc.). Die Gutachter räu­
men zwar ein, dass man sich 
theoretisch natürlich auch an­
dere Lösungen vorstellen könn­
te, allerdings dränge die 
Schweiz aus mehreren Gründen 
auf eine LSVA-Beteiligung 
Liechtensteins. Ausserdem wür­
den Liechtensteiner Konsumen­
ten die negativen Auswirkun­
gen der LSVA in Form von mög­
lichen Preissteigerungen auch 
dann zum Teil tragen müssen, 
wenn die Abgabe nur  in der 
Schweiz eingeführt werde. 

Verteilung der Mittel . 
In der Studie werden ausser­

dem die Verwendungszwecke 
der LSVA-Einnahmen analysiert 
- laut Prof. Gantner letztlich ei­
ne politische Entscheidung. Der 
Vorschlag, mit dem Grossteil der 
zusätzlichen Mittel die Verbes­
serung des Rentenvorbezugs zu 
finanzieren und damit die Bei­
tragssätze für die AHV unverän­
dert zu lassen, sei aber prinzi­
piell zu begrüssen, weil davon 
viele profitieren würden und es 
zu keiner Erhöhung der Lohn­
nebenkosten komme. 

Hintergrund des Studienauf­
trags war das Referendum, mit 
dem man laut Michael Ritter 
«nicht gerechnet hat». 

Farbspektakel im Schlossgarten 
Fürstin Marie feierte ihren Namenstag mit Kindern aus Vaduz 

Zusammen mit Erbprinzessin Sophie und ihren drei Enkelkindern Prinz Georg, Prinz Wenzel und 
Prinzessin Marie Caroline (von links) freute sich I.D. Fürstin Marie an ihrem Namenstag übtr das 
farbenfrohe Kindermusical direkt aus dem Regenbogenland. Die Schäler der Primarschule Äule  in 
Vaduz überbrachten der Fürstin die besten Glückwünsche. ;. Seite 4 

Aufatmen in Austria 
EU hebt Österreich-Sanktionen auf 

PARIS: Die EU-Partner haben 
ihre Sanktionen gegen Öster­
reich a m  Dienstagabend aufge­
hoben. Die Sanktionen seien 
«nützlich gewesen» und könn­
ten n u n  beendet werden, hiess 
es in der Erklärung der franzö­
sischen EU-Ratspräsidentschaft 

Der Schritt ist die Folge der Ana­
lyse Österreichs durch die drei 
EU-Weisen, die die Aufhebung 
am Freitag empfohlen hatten. Die 
EU- Partner Österreichs hatten im 
Februar die'Sanktionen verhängt, 
weil damals die rechtspopulisti­
sche Freiheitliche Partei Öster­
reichs (FPÖ) in die österreichische 
Regierung aufgenommen worden 
war. 

Frankreichs Europaminister 
Pierre Moscovici erklärte noch 
am Montag, dass eine Aufhe­
bung der Sanktionen nicht als 
Zustimmung zur rechtspopulisti­
schen FPÖ oder der Koalition in 
Wien verstanden werden dürfe. 

Laut Moscovici wäre es gut, 
wenn in der EU Vorkehrungen ge­

troffen würden, um die Lage in 
Österreich weiter zu beobachten. 
Frankreich hatte dafür plädiert, 
die FPÖ ständig zu beobachten. 
Dies lehnte Österreich ab. 

In der Erklärung hiess es nun, 
dass der Beschluss der 14 EU-
Partnerländer doch unter der 
Bedingung zustande gekommen 
sei, dass die Wiener Mitte-
Rechts-Regierung weiter beob­
achtet wird. «Eine besondere 
Wachsamkeit» sei notwendig, 
besonders im Hinblick auf die 
rechtspopulistische Freiheitliche 
Partei von Jörg Haider. 
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